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■ Eine am ZEW durchgeführte empiri-

sche Untersuchung analysiert die Stand-

orte, die Entwicklung und die Beschäfti-

gungsbeiträge junger innovativer Unt e r-

nehmen in West-Deutschland. (S. Neu-

erscheinungen S. 2)

Die Standortanalyse erklärt die räum-

liche Verteilung innovativer Unterneh-

mensgründungen durch

die Faktorausstattung der

westdeutschen Kreise.

Die räumliche Konzentra-

tion von High-Tech-Grün-

dungen ist vor allem auf

die spezifischen Merkma-

le und Bedürfnisse dieser

Unternehmen zurückzu-

führen. Vor dem Hinter-

grund der zunehmenden

Komplexität neuer Tech-

nologien und Innovati-

onsaktivitäten spielt das

Humankapital eine we-

sentliche Rolle. Gleichzei-

tig nimmt die Bedeutung

von wissenschaftlichem

Know-how mit dem Grad

der technologischen Spe-

zialisierung und der Inno-

vationsintensität der

Gründungen zu. Um den

Anforderungen an die Be-

herrschung und Anwen-

dung neuer Te c h n o l o g i e n

g e re c h t zu werden, ist vor

allem der Zugang zu ex-

ternem technologischem

Know-how wichtig. Der im

Rahmen des Innovations-

prozesses s t a t t f i n d e n d e

Wi s s e n s t ra n sfer erfolgt zum einen durch

die Einstellung qualifizierten Personals

und zum anderen durch Erfahrungsaus-

tausch und Forschungskooperationen.

Aufgrund der Komplexität neuer Techno-

logien und der damit verbundenen

schwierigen Kommunizierbarkeit spielen

persönliche Kontakte – möglichst in 

räumlicher Nähe – eine erhebliche Rolle.

Die hierfür relevanten Standortressour-

cen (z.B. Universitäten, Fachhochschu-

len) sind in West-Deutschland räumlich

stark konzentriert. Universitäre FuE

wirkt sich positiv auf die Zahl neuer

Spitzentechnik-Unternehmen aus. Gene-

rell ist festzustellen, daß mit dem Grad

der technologischen Komplexität der In-

novationsaktivitäten in Gründungen

auch der Bedarf nach wissenschaftli-

chem Know-how steigt. O

Dr. Eric Nerlinger, 
Telefon: 0621/1235-180
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In dieser Ausgabe

Quellen: ZEW-Gründungspanel (West), BFLR, eigene Berechnungen.
Daten f. Westdeutschland, 1989-96/pro 10.000 Erwerbspersonen

High-Tech-Gründungen: 
W i s s e n s c h a f t l i c h es Know-how gefragt
Junge innovative Unternehmen gelten als Hoffnungsträger für neue Arbeitsplätze, für den Strukturwandel 
und für die technologische Leistungsfähigkeit ganzer Volkswirtschaften. Hohe Erwartungen werden an die 
innovativen Produkte und Verfahren dieser Unternehmen gestellt, mit denen diese im internationalen 
Wettbewerb bestehen können.

Unternehmensgründungen in technologie-
intensiven Wirtschaftszweigen 

Lesehilfe: In 65 Gebieten gab es
jeweils weniger als 3,5 Unter-
nehmensgründungen

65 kleiner 3,5
87 3,5 bis ‹  5
72 5 bis ‹ 6,5
51 6,5 bis ‹ 8
52 größer 8
372 Gebiete



■ In einer neuen ZE W- Studie (S. Neuer-

scheinungen) we rden für die deutschen

Bundesländer die Bestimmungsfaktore n

der Aufkommenshöhe von neun St ra f t a-

tenkategorien ökonometrisch unter-

sucht. Die erklärenden Variablen können

in drei Gruppen unterteilt we rden: Ab-

s c h re c k u n g s variablen, ökonomische und

s o z i o - d e m o g raphische Va r i a b l e n .

Gary Becker – Pionier in der ökonomi-

schen Kriminalitätsforschung – postu-

lierte in seiner Abschre c k u n g s h y p o t h e s e ,

daß höhere Aufklärungsquoten, Ve r u rt e i-

lungswahrscheinlichkeiten und St ra f e n

den erwarteten Nutzen aus dem Begehen

von St raftaten verringern und damit in 

einem Rückgang von Kriminalität re s u l-

t i e ren. Dies bestätigt sich in der ZE W-

Studie für die Eigentumsdelikte Dieb-

stahl und Ra u b.

Nach der Theorie des amerikanischen

Ökonomen und Kriminalitätsforschers

Isaac Ehrlich besteht ein Zusammen-

hang zwischen legalen und illegalen

Möglichkeiten der Einkommenserzie-

lung und Kriminalität. Höhere legale Ein-

kunftsmöglichkeiten führen zu einem

Rückgang der Kriminalität, da legale Ar-

beit relativ zur illegalen Einkommenser-

zielung attraktiver wird. Höhere illegale

Einkunftsmöglichkeiten resultieren nach

dem Motto „wo es mehr zu holen gibt,

wird auch mehr geklaut“ in einer Zunah-

me der Kriminalität. Beide Hypothesen

werden in der Studie bestätigt. Als wei-

tere ökonomische Variable findet die 

Arbeitslosenquote Eingang in die Schät-

zungen. Sie kann im Sinne reduzierter

bzw. verhinderter legaler Einkunftsmög-

lichkeiten interpretiert werden und läßt

deshalb einen kriminalitätsfördernden

Effekt erwarten, der sich in den Schät-

zungen allerdings nicht bestätigt.

Die demographischen Variablen (Be-

völkerungsanteil der jungen Männer im

Alter von 15-24 Jahren und Ausländer-

quote) weisen in den Schätzungen der

meisten St raftatenkategorien einen krimi-

nalitätssteigernden Effekt auf. Dies kann

zum einen mit den ungünstigeren legalen

Einkunftsmöglichkeiten dieser beiden

Gruppen erklärt werden. Zum anderen

mag dieser Effekt aber auch daher

rühren, daß innerhalb der besagten

Gruppen relativ starke kriminalitätsför-

dernde soziale Interaktionen z.B. infolge

von Bandenbildung vorherrschen.

Trotz der Berücksichtigung der ge-

nannten Erklärungsfaktoren lassen Indi-

k a t o rvariablen ein höheres Kriminalitäts-

n i veau für die Stadtstaaten und Ost-

Deutschland erkennen. Im Falle der

Stadtstaaten kann dies mit der höhere n

Bevölkerungsdichte und den daraus 

re s u l t i e renden Kriminalitätsrisiken z. B .

d u rch Dro g e n s zenen, Prostitution, etc.

e r k l ä rt we rden. Die höhere Kriminalitäts-

b e reitschaft in Ost-Deutschland gibt da-

gegen einige Rätsel auf. O

Hannes Spengler, 
Telefon 0621/1235-284
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Forschungsergebnisse

Kriminalität trotz Wohlstand ?

Entwicklung der registrierten Gesamt- und Einzelstraftaten 

1975 1996*

Art der Straftat Fälle, Fälle pro Anteil an Fälle, Fälle pro Anteil an
absolut 100.000 Gesamt- absolut 100.000 Gesamt-

Einw. straftaten Einw. straftaten

Gesamtstraftaten 2.919.390 4.721 5.254.557 7.768
Mord und Totschlag 2.908 4,7 0,1 2.839 4,2 0,1
Vergewaltigung 6.850 11,1 0,2 5.373 7,9 0,1
Raub 20.362 32,9 0,7 55.010 81,1 1,0
Gefährliche/schwere 
Körperverletzung 50.274 81,0 1,7 85.040 126 1,5
Leichte 
Körperverletzung 65.674 106 2,2 164.369 243 3,1
schwerer Diebstahl 864.849 1.399 29,6 1.269.521 1.877 23,5
einfacher Diebstahl 1.044.569 1.689 35,8 1.558.582 2.304 31,8
Betrug 209.841 339 7,2 556.888 823 9,8
Sachbeschädigung 213.746 458 8,3 474.576 702 9,4
Rauschgiftdelikte 29.805 48,2 1,0 179.754 266,0 2,8
Umweltkriminalität 3.445 5,6 0,1 30.109 45,0 0,6

Quelle: Bundeskriminalamt, 1975, 1996, Daten für West-Deutschland, 1975-96. * inclusive Ost-Berlin

Angelsächsische Ökonomen betreiben seit nunmehr 30 Jahren intensive Kriminalitätsforschung. In Deutsch-
land dagegen wurde dieser Forschungsrichtung seitens der Volkswirtschaftslehre bisher nur wenig Beach-
tung geschenkt, was angesichts der Entwicklung der polizeilich registrierten Straftaten unverständlich ist.

ZEW-Neuerscheinungen

■ Dokumentationen
U. Ka i s e r, H. S. Buscher: Der Service Senti-
ment Indicator - Ein Ko n j u n k t u r k l i m a i n d i-
kator für den Wi rt s c h a f t s z weig unterneh-
mensnahe Dienstleistungen, Nr. 98-04.
M. Steiger: Institutionelle Investoren
und Corporate Governance, Nr. 98-05.

■ Discussion Papers
H. Entorf, H. Spengler: Socio-economic
and demographic factors of crime in Ger-
many: Evidence from panel data of the
German States, Nr. 98-16.
■ Wirtschaftsanalysen-Schriftenreihe
D. Harhoff, O.H. Jacobs, F. Ramb, C.

Spengel: Unternehmenssteuerreform, In-
novationsförderung und Zukunftsinvesti-
tionen, Bd. 26, Nomos-Verlag, Baden-
Baden, 1998.
E. Nerlinger: St a n d o rte und Entwicklung
junger innova t i ver Unternehmen, Bd. 27,
N o m o s - Verlag, Baden-Baden, 1998.
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■ Obwohl ABM und FuU in den ver-
gangenen Jahren deutlich re d u z i e rt wur-
den, erfassen sie noch immer einen er-
heblichen Teil des Arbeitskräftepoten-
tials in den NBL. 1997 nahmen jahre s-
d u rchschnittlich jeweils 200.000 Perso-
nen an diesen Maßnahmen teil. A BM -

und FuU sind jedoch deutlich teurer als

die Finanzierung von Arbeitslosigkeit. Die

Frage, ob sie die Wi e d e re i n g l i e d e r u n g s -

chancen von Arbeitslosen in re g u l ä re Be-

schäftigung verbessern, ist nicht nur ein

ze n t rales Erfolgskriterium für die Beurt e i-

lung arbeitsmarktpolitischer Maßnah-

men im Rahmen des Arbeitsförd e r u n g s-

g e s e t zes (AFG), sondern sie stellt sich

auch aus ökonomischer Sicht.

Bei der Evaluation arbeitsmarktpoli-

tischer Maßnahmen ergibt sich ein me-

thodisches Problem. Die gegebenenfalls

höheren Beschäftigungsquoten von Teil-

nehmern an diesen Maßnahmen im Ver-

gleich zu Nichtteilnehmern spiegeln

nicht notwendigerweise einen kausalen

Effekt wider, sondern resultieren mögli-

cherweise, insbesondere bei Zielgrup-

penorientierung der Maßnahmen, dar-

aus, daß sich die beiden Gruppen in an-

deren beschäftigungsrelevanten Merk-

malen unterscheiden. Die Effektivität ar-

beitsmarktpolitischer Maßnahmen kann

nur auf der Basis einer Vergleichsgruppe

von Nichtteilnehmern an einer Maßnah-

me, die der Teilnehmergruppe hinsicht-

lich der beschäftigungsrelevanten beob-

achtbaren und unbeobachtbaren Merk-

male gleicht, abgeschätzt werden. 

Am ZEW wurden die Beschäftigungs-

effekte von FuU und von ABM in den NBL

auf der Basis von Individualdaten unter-

sucht. Dabei wurde auch zwischen stabi-

ler und instabiler Wi e d e reingliederung in

Beschäftigung nach Beendigung einer

Maßnahme bzw. nach Arbeitslosigkeit

unterschieden. Die ökonometrischen

Analysen zeigen zum einen, daß sich ar-

beitsmarktpolitische Maßnahmen in den

NBL nicht an den vom AFG definiert e n

Zielgruppen orientieren, sondern die

Teilnahme eher nach dem Gießkannen-

prinzip erfolgt, wobei jüngere und Ar-

beitslose mit höherer formaler Qualifika-

tion etwas begünstigt sind. Zum andere n

zeigen die Schätze rgebnisse für FuU be-

dingt positive, für ABM durchgängig ne-

g a t i ve Effekte. Die Beschäftigungseffek-

te von FuU unterscheiden sich nach Ze i t-

periode und nach Geschlecht. Zw i s c h e n

1990 und Ende 1992 hatten arbeitslose

Frauen und Männer, die an keiner Fu U

teilnahmen, deutlich höhere Wi e d e r b e-

schäftigungschancen in stabile Beschäf-

tigung als die Ve rgleichsgruppe der Fu U -

Teilnehmer/innen. In der Fo l g e p e r i o d e

(bis Ende 1994) wiesen Frauen mit Fu U

allgemein und Männer, die an außerbe-

trieblichen FuU-Maßnahmen teilnahmen,

eine höhere Eingliederungswahrschein-

lichkeit in stabile Beschäftigung auf als

die Ve rgleichsgruppe der arbeitslosen

Nichtteilnehmer/innen. Dies kann mit ei-

ner ve r b e s s e rten Qualität der Fu U - M a ß-

nahmen erklärt we rden. Die relativ zu Ar-

beitslosen geringen Eingliederungschan-

cen in stabile re g u l ä re Beschäftigung vo n

A BM - Teilnehmer/innen lassen sich damit

begründen, daß diese während der Maß-

nahme weniger intensiv nach einer 

re g u l ä ren Beschäftigung suchen als 

arbeitslose Nichtteilnehmer/innen. Aller-

dings konnten in der Untersuchung keine

n e g a t i ven Anre i zeffekte eines relativ zum

allgemeinen Lo h n n i veau in den NBL z u

hohen Lo h n n i veaus in ABM auf den

Wechsel in re g u l ä re Beschäftigung fest-

gestellt we rden, wie in der öffentlichen

Diskussion oft behauptet wird .

Aufgrund dieser Ergebnisse ist die

jüngst beschlossene Rücknahme der Kür-

zungen von ABM in den NBL kritisch zu

b e u rteilen. Eine Umschichtung der für

Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-

politik in den NBL a u f g e wendeten finan-

ziellen Mittel zugunsten von FuU und zu

Lasten von ABM scheint angezeigt. Letz-

tere sind nicht nur deutlich teurer, son-

dern im Durchschnitt auch weniger

effektiv bezüglich der Wi e d e re i n g l i e d e-

rung von Arbeitslosen in stabile re g u l ä re

Beschäftigung als Fu U - M a ß n a h m e n . O

Dr. Viktor Steiner, 
Telefon 0621/1235-151

Zugrunde liegende Discussion Papers:

F. Kraus, P. A. Puhani, V. Steiner:
Employment Effects of Publicly Financed Training
Programs - The East German Experience (Nr. 97-33);
Do Public Works Programs Work? Some Unpleasant
Results from the East German Experience (Nr. 98-07)

ABM: Teuer und wenig effektiv
Maßnahmen der Allgemeinen Arbeitsbeschaffung (ABM) und der Fortbildung und Umschulung (FuU) werden
im Rahmen einer aktiven Arbeitsmarkpolitik in den Neuen Bundesländern (NBL) nach wie vor in großem Um-
fang eingesetzt. Ohne diese Maßnahmen läge die Arbeitslosenquote in den NBL wohl eher bei 30 Prozent als
bei den offiziell registrierten 20 Prozent. 

Teilnehmer an ABM- und FuU-Maßnahmen in den NBL
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ZEW-Seminar: 
Quantifizierung von Risiko

Was ist Risiko und wie kann man es

messen? Diesen Fragen widmete sich ein

ZE W-Finanzmanagementseminar unter

der Leitung von Dr. Michael Schröder,

Fo r s c h u n g s b e reichsleiter am ZE W. Als Ri-

sikomaß von Kapitalanlagen dominiert

noch immer die Varianz, also das Aus-

maß, mit dem die Renditen eines Po rt f o-

lios von ihrem Mittelwe rt abwe i c h e n .

Wenn das Po rtfolio jedoch einen größe-

ren Teil an Optionen enthält, dann kann

von einer Normalve rteilung der Re n d i t e n

nicht mehr ausgegangen we rden. Die Va-

rianz führt dadurch häufig zu einer Fe h l-

b e u rteilung des Risikos. Als Alternative

bietet sich der Downside-Risk bzw.

S h o rtfall-Ansatz an. Dabei wird das Risi-

ko als die mögliche Unter-

s c h reitung einer gewünsch-

ten Mindestrendite definiert

(s. Grafik). Das Risiko kann

bei diesem Ansatz mit ve r-

schiedenen Maßen gemes-

sen we rden, etwa der Wa h r-

scheinlichkeit der Zielve r-

fehlung oder der durc h-

schnittlichen Unterschre i-

tung der Mindestre n d i t e .

Ein Inve s t o r, der z. B. die Er-

t ra g s - R i s i k o - Relation vo n

I n vestmentfonds bestim-

men will, kann entspre-

chend seiner Risikobereitschaft das für

ihn geeignete Risikomaß festlegen und

damit eine auf seine Bedürfnisse abge-

stimmte Inve s t m e n t f o n d s - Rangliste er-

stellen. 

Im Risikocontrolling von Banken ist

seit einigen Jahren ein spezielles Dow n s i-

de-Risk-Maß im Einsatz: das Va l u e - a t -

Risk (VaR). VaR gibt diejenige Ve r-

lusthöhe an, die nur noch mit einer Wa h r-

scheinlichkeit von 1 Pro zent überschrit-

ten wird. Dieser Va R - We rt ist inzwischen

das St a n d a rd-Riskomaß für den Eigen-

handel von Banken und dient sowohl der

externen Ko n t rolle als auch der internen

Risikosteuerung. 

Weiterhin wurden neuere Ansätze der

Schätzung von  Value-at-Risk erläutert .

Die im Ve r s i c h e r u n g s b e reich bekannten

Methoden der Ex t re m we rtstatistik las-

sen sich direkt auf die Va R - B e re c h n u n g

a n wenden. Die Ex t re m we rtstatistik er-

gänzt und erwe i t e rt das Re p e rt o i re der

Risikomessung und ist relativ einfach auf

p raktische Fragestellungen anzuwe n d e n .
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Wissenschaft für die Praxis

ZEW-Seminar: 
Competitive Inte l l i g e n c e

Strategische Wettbewerbsanalyse ist

ein wichtiger Grundpfeiler der Unterneh-

mensführung. In den vergangenen Jah-

ren hat sich die Konkurrenzsituation an

den Märkten noch weiter zugespitzt: Die

Unternehmen tragen den Wettbewerb

immer heftiger aus, und strategische

Entscheidungen beeinflussen das

Wachstum und sogar die Existenz der

Unternehmen. Damit Unternehmen die-

sem Wettbewerb standhalten können,

kommen sie nicht umhin, Informations-

vorteile gegenüber der Konkurrenz auf-

zubauen und zu verteidigen. Das Wissen

können sie für die Verbesserung ihrer

Produkte nutzen.

Informationsbeschaffung ist somit zu

einem unverzichtbaren Instrument im

Alltag der Unternehmensführung gewor-

den. Die Möglichkeiten, Informationen

zu beschaffen, sie zu verarbeiten und zu

verbreiten, nehmen ständig zu. Aller-

dings fühlen sich nicht alle Unternehmer

dieser Informationsflut gewachsen. Oft

ist nicht das Sammeln der Daten ein Pro-

blem, sondern deren sinnvolle Auswahl

und konzeptionelle Verknüpfung.

Das ZE W-Seminar unter der Le i t u n g

von Dr. Thomas Cleff, ZE W- Wi s s e n s c h a f t-

ler im Fo r s c h u n g s b e reich Industrieöko-

nomik und Internationale Unternehmens-

führung, gibt Unternehmen eine Hilfe-

stellung dabei, ein effizientes System für

die strategische We t t b e we r b s a n a l y s e

aufzubauen. Wissenschaftler und Ex p e r-

ten aus der Praxis demonstrierten auf der

Basis des in den USA ve r b reiteten Ko n-

zepts der Competitive Intelligence, wie

Wissensquellen duch die Möglichkeiten

neuer Informations- und Ko m m u n i k a t i-

onstechnologien erschlossen we rd e n

können und wie die so gewonnenen In-

formationen systematisch aufbere i t e t

und für die Zwecke des Unternehmens

ve r wendet we rden können.

Termine

■ Expertenseminar: 
Mitarbeitergespräche erfolgreich führen, 8.-9.7.1998; ZEW-Gebäude.

■ EURO-Worshop-Reihe: (in Zusammenarbeit mit dem Euro-Info-Center der IHK Rhein-Neckar)

Auswirkungen auf Finanz- und Cashmanagement, 2.7.1998; ZEW-Gebäude

Vertragswesen/Steuern, 8.7.1998; IHK Rhein-Neckar

■ ZEW-Kolloquium:
Dr. Olav Hohmeyer (ZEW): Klimapolitik – Quo vadis?, 21.7.1998, 16.00 Uhr, ZEW-Gebäude.

Definition von Shortfall-Maßnahmen

Shortfall-
Bereich

gewünschte 
Zielrendite Z

0

erwünschte Abweichung
von der Zielrendite

Mittelwert

Portfolio-Renditen

Beispiel: Renditeverteilung eines Portfolios mit Put-Optionen
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Daten und Fakten

ZEW-Finanzmarkttest
Zinskonvergenz im Euroland

Am kurzen Zinsende wird mehr und mehr eine Ko n ve rgenz der
Z i n s s ä t ze auf dem mittleren Zinsniveau der Te i l n e h m e r l ä n d e r
e r w a rtet. Die Quantifizierung der Umfra g e e rgebnisse erg i b t ,
daß die Eu ro-Geldmarktzinsen bei etwa vier Pro zent liegen soll-
ten. Inzwischen sind es knapp drei Vi e rtel der Befragten, die
von steigenden kurzfristigen Zinsen in Deutschland ausgehen.
E n t s p rechend des Gleichlaufs der deutschen und fra n z ö s i s c h e n
Zinsen rechnen die Ex p e rten auch für Fra n k reich mit steigenden
G e l d m a r k t s ä t zen. Für Italien erwarten die Ex p e rten entspre-
chend der Theorie sich annähernder Zinssätze sinkende Dre i -
M o n a t s - S ä t ze .
Robert Dornau, Telefon: 0621/1235-141

Im Textil-, Bekleidungs- und Le d e rg e werbe versuchen die Unter-
nehmen, sich durch Marktneuheiten vom We t t b e werber abzu-
s e t zen. Bei den Unternehmen der Branche, die eine erhebliche
Zunahme ihrer Umsätze erwarten, liegt der Anteil neuer Pro d u k t e
im Durchschnitt bei 26% und der Anteil unve r ä n d e rter Pro d u k t e
bei 53%. Unternehmen, die mit empfindlichen Umsatze i n b u ß e n
rechnen, bestreiten ihr Geschäft zu 90% mit unve r ä n d e rten und
zu 10% mit ve r b e s s e rten Produkten. Begründet wird diese Ent-
wicklung durch die kurzlebigen Modetrends der Branche. Je jün-
ger die Produktpalette, desto höher ist das erwartete Um-
s a t z w a c h s t u m .
Dr. Thomas Cleff, Telefon: 0621/1235-233

In einer ZEW-Studie zum Zusammenhang zwischen Exportprei-
sen und realem Wechselkurs für 70 größenmäßig bedeutsame
deutsche Exportprodukte wurde das Preissetzungsverhalten
der Exporteure auf ausgewählten Auslandsmärkten unter-
sucht. Deutsche Exporteure glichen eine reale Aufwertung der
DM zu einem geringen Prozentsatz durch eine Senkung der
Gewinnmargen aus. Eine reale Abwertung der DM resultierte –
wie im Falle Japans – in einer Erhöhung der Gewinnspanne.
Das Ausmaß, in dem die Wechselkursschwankungen in die Ex-
p o rt p re i s e einfließen, variiert allerdings erheblich nach Absatz-
markt (vgl. Schaubild) und Produkt.
Martin Falk, Telefon: 0621/1235-153
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Lesehilfe: Die in der Grafik dargestellten Werte entsprechen dem Saldo aus
den prozentualen Belegungen der Antwortkategorien „steigen“ und „fallen“.

Textil-, Bekleidungs- und Lederbranche: 
Wettbewerbsvorteile durch neue Produkte 

Quelle: ZEW 

In den ve rgangenen Jahren delegierten die deutschen Haushalte
ihre privaten Ersparnisse zunehmend an professionelle Kapital-
anleger. Eine Umfrage des ZEW im Rahmen eines Kooperations-
projekts mit Price Waterhouse bei 75 dieser institutionellen In-
vestoren ergab, daß bei den deutschen börsennotierten Aktien-
gesellschaften, in die zum Zeitpunkt der Umfrage investiert
wurde, die Kategorie der DAX-100-Unternehmen dominiert. In
dem Marktsegment der DAX-Werte und bedingt auch bei den
M-DAX-Werten finden die institutionellen Investoren das Maß
an Liquidität vor, das ihnen jederzeit eine Kauf- oder Verkauf-
entscheidung zu geringen Kosten ermöglicht.
Max Steiger, Telefon: 0621/1235-144
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D ie Kontroverse, inwieweit die realen Lohnkosten im

Ausmaß der Fortschrittsrate der Arbeitsproduktivität

steigen können oder sollen, wird nicht nur in der Öf-

fentlichkeit und im politischen Raum ausgetragen, sondern

findet ihren Niederschlag auch im jüngsten Frühjahrsgut-

achten der Wirtschaftsforschungsinstitute.

Auf der einen Seite wird gefordert, die Reallöhne in Anleh-

nung an den Produktivitätsfortschritt anzuheben, unter an-

derem deshalb, um eine ausreichende kaufkräftige Nach-

frage sicherzustellen. Im Gegensatz dazu steht die Empfeh-

lung, den Reallohnanstieg deutlich unterhalb des Produkti-

vitätsfortschritts anzusiedeln, um durch die damit einher-

gehende Senkung der Lohnstückkosten zur Schaffung neu-

er Arbeitsplätze beizutragen.

Unabhängig von der Beurteilung der einzelnen Positionen

muß zunächst eine Klarstellung vorgenommen werden.

Wenn von der Fortschrittsrate der Arbeitsproduktivität die

Rede ist, so muß ihre statistisch ermittelte Größe aus fol-

genden Gründen um zwei Effekte bereinigt werden. Erstens

steigt die Arbeitsproduktivität schon, wenn die Unterneh-

men lediglich Arbeitskräfte freisetzen. Diese „Entlassungs-

produktivitätszunahme“ steht nicht zur Verteilung zur 

Verfügung, auch nicht teilweise, denn ihr liegt keine echte

Verbesserung der Wertschöpfung zugrunde. Es ist mithin

ein beschäftigungsabbaubereinigter Produktivitätsfort-

schritt zu berechnen. Dieser ist geringer als die statistisch 

gemessene Größe. Zweitens kommt es nicht auf die durch-

schnittliche Arbeitsproduktivität, sondern auf die Grenz-

produktivität der Arbeit und deren Zunahme an. Auch die

Grenzproduktivität ist geringer als die statistische gemes-

sene Durchschnittsproduktivität (rund ein Viertel bis ein

Drittel).

Beide Korrekturposten stellen zusammengenommen keine

vernachlässigbare Größenordnung dar. Nach Berechnun-

gen des Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung belief sich für den west-

deutschen Unternehmenssektor die bereingte Produkti-

vitätsentwicklung im Jahre 1997 nur noch auf 2,7 Prozent

statt 4,1 Prozent, wie sie in der Statistik ausgewiesen wird.

Nur diese 2,7 Prozent stünden real überhaupt zur Vertei-

lung zur Verfügung, aber nur in einer Situation mit einem

befriedigenden Beschäftigungsstand, von der wir in

Deutschland weit entfernt sind.

Damit wird die obige Kontroverse direkt angesprochen. 

Natürlich benötigen Unternehmen stabile Absatzerwartun-

gen unter anderem auf der Grundlage einer kaufkräftigen

N a c h f rage. Insoweit trifft das Argument zu, daß „Maschinen

keine Güter und Dienstleistungen kaufen“. Nur: Die kauf-

kräftige Nachfrage kann nicht künstlich von der Lohnpolitik

erzeugt werden. Sie muß vielmehr durch einen sich selbst

tragenden konjunkturellen Aufschwungprozeß verstärkt

werden, ausgelöst durch eine gute Exportkonjunktur 

und – im Falle einer Re zession, die derzeit nicht vorliegt – 

u n t e rstützt durch eine fiskalpolitische Flankierung.

Sich mit Hilfe einer expansiven Lohnpolitik quasi am eigenen

Schopf aus der Arbeitslosigkeit zu ziehen – so angenehm

und einfach geht es leider nicht. Die Ko s t e n e r h ö h u n g e n

t reffen die Unternehmen direkt und unmittelbar, währe n d

die erhofften Nachfrageimpulse unsicher sind. Ein (gut) Te i l

der Lohnerhöhungen zweigen der Staat und die Sozialve r-

sicherungssysteme ab, ein we i t e rer wird für Importe ve r-

wendet und gespart. Erst über Umwege und mit erheblicher

zeitlicher Verzögerung kommen diese Sickerverluste der

heimischen Vo l k s w i rtschaft wieder zugute. Und selbst dann

gibt es St r u k t u rd i s k re p a n zen zwischen den Unternehmen,

welche die höheren Löhne zahlen müssen, und denen, die

in den Genuß der zusätzlichen Nachfrage kommen. Daher

besteht die aussichtsre i c h e re Lo h n s t rategie in der Fo rt-

führung des moderaten Kurses der beiden letzten Jahre mit

einem Abschlag von der Pro d u k t i v i t ä t s z u n a h m e .

s t a n d p u n k ts t a n d p u n k t

P ro d u k t i v i t ä tso r i e n t i e rte 
Lohnpolitik ?
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